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Vorwort zur dritten Auflage

In den Jahren seit dem Erscheinen der zweiten Auflage des vorliegenden Lehrbuches ist die 
Sozialgesetzgebung rasant vorangeschritten. Von herausragender Bedeutung für das Recht in 
der Heilerziehungspflege und in der Heilpädagogik war das Inkrafttreten des Bundesteilha-
begesetzes, dessen Umsetzung sowohl im Recht als auch in der Praxis noch lange nicht abge-
schlossen ist. Allerdings war das nicht das einzige Gesetz, das die Regelungen, die in diesem 
Buch aufgeführt und erläutert werden, grundlegend geändert hat – im Kinder- und Jugend-
hilferecht, im Betreuungsrecht, im Pflegerecht – überall gab es bei der Neubearbeitung 
Änderungen zu berücksichtigen. Insofern sind das Recht der Rehabilitation, das Pflegerecht 
komplett überarbeitet worden; das Recht der Kinder- und Jugendhilfe greift das Kinder- und 
Jugendstärkungsgesetz und das Betreuungsrecht das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- 
und Betreuungsrechts auf. Das Lehrbuch ist auf dem Rechtsstand vom Herbst 2021; zum 
großen Teil wurden Änderungen, die erst in den kommenden Jahren in Kraft treten, bereits 
mit berücksichtigt und durch besondere Hinweise kenntlich gemacht. 

Die Autorinnen behalten dabei das Konzept, ein umfassendes Lehrbuch für alle rechtlich 
relevanten Bereiche der Heilpädagogik und der Heilerziehungspflege zu bieten, bei. Zahl-
reiche aktualisierte Beispiele und Graphiken veranschaulichen die rechtlichen Fragestellun-
gen; Wiederholungsfragen und -fälle sollen dazu beitragen, die gelernten Inhalte zu vertiefen. 

Die Autorinnen hoffen, dass Studierende der Heilpädagogik und Auszubildende in der Heil-
erziehungspflege, aber auch Studierende und Auszubildende in anderen sozialprofessionellen 
Bereichen Zugang zu den oft sehr komplexen Rechtsfragen finden und dieses Buch als Lern- 
und Nachschlagewerk nutzen können. 

Wohl wissend, dass die Materie sehr komplex und nicht auszuschließen ist, dass sich Missver-
ständnisse und Fehler trotz sorgfältiger Bearbeitung eingeschlichen haben, sind die Autorin-
nen für Hinweise und Vorschläge aus der Leser:innenschaft sehr dankbar.

Berlin, im Oktober 2021

Gabriele Kuhn-Zuber, Cornelia Bohnert
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Vorwort zur ersten Auflage

Das vorliegende Lehrbuch fasst erstmalig alle für das Studium der Heilpädagogik und die 
Ausbildung in der Heilerziehungspflege relevanten rechtlichen Grundlagen umfassend 
zusammen. Die Autorinnen greifen dabei auf ihre jahrelangen Lehrerfahrungen im Studien-
gang Heilpädagogik zurück. Diese Erfahrung ist auch dadurch gekennzeichnet, dass für 
Studierende und Auszubildende im Sozialen Bereich der Zugang zu juristischen Themen 
trotz ihrer hohen Bedeutung in der beruflichen Praxis nicht immer einfach ist. Mit Hilfe 
zahlreicher Beispielsfälle, Graphiken und Übungsaufgaben soll die Materie anschaulich und 
erlernbar gemacht und damit für das Studium und die Ausbildung eine wertvolle Hilfe bei 
der Bearbeitung rechtlicher Fachgebiete geschaffen werden. Darüber hinaus ist es aufgrund 
der zahlreichen Informationen auch als Nachschlagewerk in der Praxis oder in anderen 
Studiengängen des Sozialwesens nutzbar.

In Anbetracht des Stoffumfangs musste die Darstellung begrenzt bleiben. Die Auswahl orien-
tiert sich am grundlegend Notwendigen für das Verständnis juristischer Sachverhalte und 
vor allem an den Erfordernissen der heilpädagogischen und heilerzieherischen Praxis. Inso-
fern liegen die Schwerpunkte des Buches bei den zivil- und sozialrechtlichen Grundlagen; 
zugleich finden sich aufgrund steigender Bedeutung Darstellungen zum Recht der Euro-
päischen Union und insbesondere zur UN-Behindertenrechtskonvention. Der Rechtsstand 
entspricht dem 30.4.2014. Das bisher nur im Entwurf vorliegende Pflege-Stärkungsesetz, das 
zum 1.1.2015 in Kraft treten soll, wird an den entsprechenden Stellen im Kapitel 4.5 kursiv 
dargestellt.

Die Bearbeitung der Kapitel entspricht den jeweiligen Lehrschwerpunkten der Autorinnen. 
So wurden die Kapitel 1, 2.8, 3, 4.1, 4.2, 4.4 bis 4.6 sowie 5.2 von Gabriele Kuhn-Zuber 
und die Kapitel 2, 4.3, 4.7 und 5.1 von Cornelia Bohnert bearbeitet. Hinweise zu weiterfüh-
render Literatur finden sich im Literaturverzeichnis, auf die Aufnahme eines umfangreichen 
wissenschaftlichen Fußnotenapparates wurde zugunsten besserer Lesbarkeit und Verständ-
lichkeit verzichtet. Die Autorinnen sind sich durchaus bewusst, dass eine geschlechtersensible 
Sprache von hoher Bedeutung ist und hätten gern gerade in diesem Lehrbuch auf eine solche 
nicht verzichtet. Die konsequente Durchsetzung hätte allerdings den Umfang des Buches 
erheblich vergrößert, sodass sie sich letztlich dafür entschieden haben, ausschließlich auf die 
männlichen Formen zurückzugreifen. Von diesen werden in jedem Fall auch Frauen und alle 
anderen Geschlechter mit erfasst.

Es ist nie ausgeschlossen, dass sich in einem Buch, welches allein aufgrund der Komplexität 
anfällig ist, immer wieder Fehler einschleichen können oder Verständnisfragen entstehen, die 
von den juristisch vorgeprägten Autorinnen nicht berücksichtigt wurden. Sie sind den Lese-
rinnen und Lesern für kritische Stellungnahmen und Hinweise zur Verbesserung des Buches 
sehr dankbar.

Berlin, im August 2014

Gabriele Kuhn-Zuber, Cornelia Bohnert
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1 Grundlagen des Rechts

Rechtliche Grundlagen sind in unserer Rechtsordnung geregelt. Sie enthält verbindliche 
Normen, die für das Zusammenleben der Menschen in der Gesellschaft notwendig sind. Sie 
enthält ebenso die Normen, die Rechtsansprüche begründen und deren Durchsetzung unter-
stützen. Rechtsnormen werden durch einen demokratisch legitimierten Gesetzgeber erlassen; 
ihre Einhaltung wird von unabhängigen Gerichten durchgesetzt.

Das Recht
	y schafft Institutionen und regelt deren Handlungsweise. Durch diese Institutionalisierung 

werden u. a. soziale Leistungen berechenbar, planbar und steuerbar;
	y sorgt für die Aufbringung und Verteilung finanzieller Mittel, die für die Erbringung sozia

ler Leistungen notwendig sind (Ökonomisierung);
	y beschreibt notwendige Qualitätsstandards, regelt Leistungsvereinbarungen und arbeits-

rechtliche Rahmenbedingungen und sanktioniert deren Einhaltung (Qualitätssicherung);
	y klärt verbindlich strittige Fragen (Konfliktsteuerung).

Im folgenden Kapitel sollen die Grundlagen des Rechtssystems und allgemeine Rechtsbe-
griffe erläutert werden. Sie bilden die Basis für das grundsätzliche Verständnis rechtlicher 
Regelungen.

1.1  Grundlagen des Rechtssystems

1.1.1  Objektives und subjektives Recht

Die Rechtsordnung unterscheidet zwischen objektivem und subjektivem Recht. Objekti-
ves Recht meint die gesamte Rechtsordnung, die Summe aller rechtlichen Regelungen (z. B. 
Gesetze, Verordnungen, Satzungen) – die Rechtsnormen. Rechtsnormen sind durch fünf 
wesentliche Merkmale gekennzeichnet. Sie
	y gelten für eine unbestimmte Vielzahl von Fällen (abstrakte Regelung),
	y richten sich an eine unbestimmte Vielzahl von Personen (generelle Regelung),
	y werden in einem bestimmten, formell festgelegten Verfahren erlassen,
	y müssen für ihr Inkrafttreten in einer amtlichen Publikation bekannt gemacht werden 

(z. B. Bundesgesetzblatt oder Gesetz- und Verordnungsblätter der Bundesländer) und
	y sind unmittelbar verbindlich und können ggf. mit staatlichem Zwang durchgesetzt werden.
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1 Grundlagen des Rechts

Rechtsnormen unterliegen einer bestimmten Rangordnung, der sog. Normenhierarchie. 
Verstößt eine Norm gegen eine höherrangige Rechtsnorm, ist sie rechtswidrig und darf nicht 
angewendet werden. An oberster Stelle steht grundsätzlich das EU-Recht. Als supranationale 
Rechtsordnung begründet es Verpflichtungen, denen nicht nur der deutsche Staat und seine 
Behörden unterworfen sind, sondern auch Rechte und Pflichten für einzelne Bürger. Rang-
höchstes nationales Recht ist das Grundgesetz, die deutsche Verfassung. Am Grundgesetz 
müssen sich alle nachgeordneten innerstaatlichen Rechtsnormen messen lassen. Dazu zählen 
zunächst die formellen Gesetze. Diese werden durch den demokratisch legitimierten Gesetz-
geber in einem formellen Verfahren (Art. 76 ff. GG) erlassen.

In vielen Gesetzen finden sich Ermächtigungsgrundlagen, aufgrund derer Ministerien Rechts-
verordnungen mit Einzelregelungen erlassen können. Diese vereinfachen das aufwändige 
formelle Gesetzgebungsverfahren, um auf gesellschaftliche Veränderungen und Bedürfnisse 
zügig reagieren zu können. Inhalt, Zweck und Ausmaß der in einer Rechtsverordnung geregel-
ten Materie müssen allerdings im formellen Gesetz geregelt sein (Art. 80 GG).

Unterhalb der Rechtsverordnungen stehen die Satzungen. Satzungen werden v. a. von juristis
chen Personen des öffentlichen Rechts aufgrund einer besonderen Rechtsetzungsbefugnis 
und ihres Selbstverwaltungsrechts erlassen (z. B. Satzungen der Krankenkassen).

Verwaltungsvorschriften (z. B. Fachliche Weisungen der Bundesagentur für Arbeit zur 
Umsetzung des SGB II) und Empfehlungen (z. B. Gemeinsame Empfehlung Reha-Prozess 
der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation1 oder die Empfehlungen des Deutschen 
Vereins für öffentliche und private Fürsorge zur Gewährung des Mehrbedarfs bei kostenauf-
wändiger Ernährung2) sind nicht unmittelbar verbindlich und binden die Gerichte bei der 
Rechtsanwendung und -auslegung nicht. Auch Gerichtsurteile sind – anders als im anglo-
amerikanischen Recht (im sog. Common law) – grundsätzlich nicht bindend, da sie immer 
nur im Einzelfall zwischen zwei Parteien streitige Rechtsfragen regeln (Ausnahme: Urteile des 
BVerfG [§ 31 BVerfGG]). Gleichwohl werden Entscheidungen der obersten Bundesgerichte 
in der Praxis häufig berücksichtigt. 

Rechtsnormen werden von Sozialnormen unterschieden. Diese beanspruchen keine allge-
meine Verbindlichkeit, binden nur diejenigen Mitglieder einer Gesellschaft, die diese Sozial
normen für richtig halten, und sind nicht mit staatlichem Zwang durchsetzbar, sofern durch 
die Nichteinhaltung der Sozialnormen keine anderen Rechtsgüter verletzt werden.

Beispiel
Die Ablehnung einer Bluttransfusion – auch bei dringender medizinischer Notwendigkeit – ist eine Sozialnorm, die 
von Angehörigen der Religionsgemeinschaft der Zeugen Jehovas befolgt wird. Der Staat kann keine Zwangstrans­
fusion durchsetzen, sofern Betroffene diese bei freier Einsichtsfähigkeit ablehnen. Handelt es sich allerdings z. B. um 
ein 5-jähriges Kind, welches nach einem Unfall eine dringende Bluttransfusion bei akuter Lebensgefahr benötigt, 
kann der Staat eingreifen und das Sorgerecht der Eltern teilweise – hier in Bezug auf die Gesundheitssorge – ent­
ziehen, um das Leben des Kindes zu retten.

1	 https://www.bar-frankfurt.de/service/publikationen/produktdetails/produkt/91.html (23.6.2021)
2	 https://www.deutscher-verein.de/de/download.php?file=uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2020/dv-12-20_kostenauf-

waendige-ernaehrung.pdf (23.6.2021)

https://www.bar-frankfurt.de/service/publikationen/produktdetails/produkt/91.html
https://www.deutscher-verein.de/de/download.php?file=uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2020/dv-12-20_kostenaufwaendige-ernaehrung.pdf
https://www.deutscher-verein.de/de/download.php?file=uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2020/dv-12-20_kostenaufwaendige-ernaehrung.pdf
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1.1  Grundlagen des Rechtssystems

Die Hierarchie der Normen lässt sich wie folgt darstellen:

EU-Recht

Grundgesetz 
(Verfassung)

Formelle 
(Bundes)Gesetze

Rechtsverordnungen

Satzungen

Art. 19 AEUV 
– Verbot von 

Diskrimi-
nierungen

Art. 3 Abs. 3 S. 2 
GG – Verbot der 
Benachteiligung 
aufgrund einer 
Behinderung

§ 99 SGB IX i.V.m. §§ 76 Abs. 2 Nr. 3, 
79, 113 SGB IX: Kinder mit 
Behinderungen erhalten 

heilpädagogische Leistungen als 
Leistungen zur Sozialen Teilhabe, 
wenn sie noch nicht eingeschult 

sind, werden diese Leistungen als 
Komplexleistungen mit 

Frühförderungsleistungen erbracht

Frühförderungsverordnung, auf der 
Grundlage von § 48 Nr. 1 SGB IX zur 

Abgrenzung der Leistungen der 
Frühförderung und heilpädagogischer 

Leistungen

Satzung der Krankenkasse, die einzelne 
Frühförderungsleistungen  konkretisieren

Beispiel

Übersicht 1 

Subjektive Rechte sind die sich für die:den Einzelne:n aus dem objektiven Recht ergebenden 
Individualansprüche. Sie werden im öffentlichen Recht subjektiv-öffentliches Recht genannt.

Beispiel
Der Anspruch auf Eingliederungshilfe ist ein subjektives Recht für denjenigen Menschen mit Behinderung, der die 
Voraussetzungen des § 99 SGB IX erfüllt. § 99 SGB IX ist Teil des objektiven Rechts, eines Bundesgesetzes.

Subjekte Rechte können als absolute Rechte gegenüber jedermann geltend gemacht werden, 
unabhängig von einer konkreten Rechtsbeziehung (z. B. Eigentumsrechte) oder als relative 
Rechte nur gegenüber einzelnen Personen oder Unternehmen, mit denen eine Rechtsbezie-
hung besteht (z. B. die Rechte einer:eines Mieter:in gegenüber ihrem:seinem Vermieter:in 
und umgekehrt oder die Rechte eines:einer Geschädigten gegenüber der:dem Schadensver-
ursacher:in).

1.1.2  Öffentliches Recht und Privatrecht

Die deutsche Rechtsordnung unterscheidet zwischen öffentlichem Recht und Privatrecht. 
Das öffentliche Recht regelt die Rechtsbeziehungen der Bürger:innen zum Staat oder zu mit 
Hoheitsgewalt ausgestatteten Rechtssubjekten (z. B. Träger der Krankenversicherung oder der 
Rentenversicherung) sowie die Organisation des Staates selbst und die Rechtsbeziehungen 
zwischen öffentlichen Institutionen. Privatrecht regelt die Rechtsbeziehungen der Bürger:in-
nen untereinander oder zwischen Bürger:innen und nicht hoheitlich handelnden Rechts-
subjekten (z. B. privaten Unternehmen) oder auch zwischen nicht hoheitlich handelnden 
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Unternehmen. Es beruht auf der Basis der Gleichordnung und Selbstbestimmung. Das deut-
sche Rechtssystem unterteilt sich so:

Re
ch

t

Öffentliches 
Recht

Innerstaatlich

Verfassungs-
recht (z.B. GG)

Verwaltungs-
recht

Allgemeines 
Verwaltungsrecht 

(VwVfG)

Besonderes 
Verwaltungsrecht 
(z.B. Sozialrecht, 
Ausländerrecht)

Strafrecht (z.B. 
StGB, OWiG)

Prozessrecht (z.B. 
ZPO, FamFG, SGG)

Über- und 
zwischen-
staatlich

Völkerrecht (z.B. 
UN-BRK, EMRK)

EU-Recht

Privatrecht

Zivilrecht (v.a. 
BGB)

Sonder-
privatrecht

Arbeitsrecht (z.B. 
Kündigungsschutz)

Wirtschaftsrecht 
(z.B. Handelsrecht, 

Aktienrecht)

Übersicht 2 

In einem Rechtsfall ist es notwendig, die streitentscheidende Norm dem öffentlichen oder 
dem privaten Recht zuzuordnen. Die Unterscheidung ist zum einen deshalb von Bedeutung, 
weil ein Träger öffentlicher Gewalt (z. B. eine Behörde, eine staatliche Einrichtung) an das 
Grundgesetz, insbesondere an die Grundrechte gebunden ist und diese im Verhältnis zu den 
Bürger:innen beachtet werden müssen. Zum anderen ist die Unterscheidung für den jeweili-
gen Rechtsweg wichtig; öffentliches Recht wird im Konfliktfall vor den Verwaltungs-, Sozial-, 
Finanz- oder Verfassungsgerichten verhandelt. Die dort geltenden Verfahrensgrundsätze sind 
für den Rechtssuchenden i. d. R. günstiger, weil der Amtsermittlungsgrundsatz gilt. 

Eine dem Rechtsfall zugrundeliegende Rechtsnorm wird jedenfalls dann dem öffentlichen 
Recht zugeordnet, wenn durch diese ein Träger öffentlicher Verwaltung berechtigt oder 
verpflichtet wird (sog. modifizierte Subjektstheorie). Gilt die Rechtsnorm für jedermann, 
wird sie dem Privatrecht zugeordnet.

Beispiel 1
Die 12-jährige A mit einer hochgradigen Hörbeeinträchtigung möchte in die 7. Klasse eines Gymnasiums ihres 
Wohnorts gehen. Sie benötigt hierfür eine Assistenz durch Gebärdensprachdolmetscher:innen sowie Hilfsmittel 
(Richtmikrophone), um dem Unterricht folgen zu können. Diese Leistungen sind Leistungen zur Teilhabe an Bil­
dung und im Rahmen der Eingliederungshilfe (§§ 99, 112 SGB IX) zu gewähren. Leistungsträger und damit der­
jenige, gegen den der Anspruch geltend gemacht werden kann, ist hier der Träger der Eingliederungshilfe, der der 
leistungsberechtigten A die benötigten Hilfen durch einen Bescheid, einen sog. Verwaltungsakt gewährt. Da hier 
ein Träger öffentlicher Verwaltung – der Träger der Eingliederungshilfe – verpflichtet ist und die §§ 99, 112 SGB IX 
als sozialrechtliche Normen dem öffentlichen Recht zuzuordnen sind, handelt es sich im vorliegenden Rechtsfall um 
öffentliches Recht. A kann dann – nach Bewilligung der Leistungen – eine:n Gebärdensprachdolmetscher:in beauf­
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tragen und schließt mit dieser:diesem einen Dienstleistungsvertrag (bzw. den Vertrag schließen die gesetzlichen 
Vertreter:innen von A, weil A noch minderjährig ist) und besorgt sich bei einem Fachgeschäft die Richtmikropho­
ne. Die:der Gebärdensprachdolmetscher:in bzw. das Fachgeschäft sind keine Träger öffentlicher Verwaltung – der 
Dienstleistungsvertrag und der Kaufvertrag werden nach den Regeln des BGB beurteilt.3 Deshalb gehören diese bei­
den Verträge dem Privatrecht an. 

Kommt es in den Rechtsverhältnissen zum Streit, muss entschieden werden, vor welchem 
Gericht die Streitigkeit ausgetragen werden muss. 

Beispiel 2
Beantragt A im Beispiel 1 eine:n Gebärdensprachdolmetscher:in für 30 Stunden in der Woche, der Träger der Einglie­
derungshilfe bewilligt aber nur 20 Stunden, muss A – nach einem Widerspruchsverfahren – dann vor das Sozialge­
richt – ein besonderes Verwaltungsgericht – gehen. Das Verfahren dort wird durch den Amtsermittlungsgrundsatz 
bestimmt und ist kostenfrei. Stellt sich heraus, dass die:der Gebärdensprachdolmetscher:in nicht die notwendigen 
Qualifikationen hat oder ständig ausfällt, muss A (bzw. ihre Eltern) vor ein Zivilgericht gehen und eine Vertragsver­
letzung geltend machen. Dort muss sie alle Beweise vorlegen, die das Fehlverhalten der:des Dolmetscher:in darle­
gen und zudem Gerichtskosten bezahlen. 

Die Abgrenzung zwischen öffentlichem Recht und Privatrecht ist dann schwierig, wenn die 
öffentliche Verwaltung (Staat und Kommunen) öffentliche Aufgaben in privatrechtlichen 
Formen wahrnehmen.

Beispiel
Die Abfallentsorgung oder die Versorgung mit Wasser, die zu den Aufgaben staatlicher Daseinsvorsorge zählen, wer­
den nicht hoheitlich wahrgenommen, sondern in privatrechtlich organisierter Rechtsform (z. B. durch eine Stadt­
werke-GmbH oder eine Aktiengesellschaft). Es werden keine Gebühren erhoben, sondern zivilrechtliche Verträge 
mit den Nutzern geschlossen.

Man spricht in solchen Fällen von Verwaltungsprivatrecht. In diesen Fällen findet zwar das 
Privatrecht Anwendung, gleichwohl müssen die staatlichen Träger – die „hinter“ den privat-
rechtlichen Organisationen stehen – auch in diesen Rechtsverhältnissen die Grundrechte 
berücksichtigen und sind z. B. verpflichtet, entsprechende Versorgungsverträge nach dem 
Gleichbehandlungsgrundsatz auch abzuschließen (keine „Flucht ins Privatrecht“, um öffent-
lich-rechtliche Verpflichtungen zu umgehen4).

Darüber hinaus beteiligen sich auch staatliche Hoheitsträger an privatrechtlichen Rechts-
geschäften. Sie müssen z. B. Räume mieten, Büromaterial oder Computer kaufen oder 
Mitarbeitende anstellen (nicht als Beamt:innen). Diese sog. fiskalischen Hilfsgeschäfte sind 
dem Privatrecht zuzurechnen.

3	 In der Praxis werden die Leistungen als Dienst- oder Sachleistungen erbracht; A bezahlt weder die:den Gebärdensprachdolmet-
scher:in noch das Fachgeschäft direkt, sondern die Abrechnung geht über den Träger der Eingliederungshilfe. Das ist Folge des 
sozialrechtlichen Dreiecksverhältnisses (s. Kapitel 4.1.4). Das soll an dieser Stelle aber zunächst unberücksichtigt bleiben.

4	 Vgl. BVerfG, Urteil vom 22.2.2011, 1 BvR 699/06: Hier hatte eine als private Aktiengesellschaft organisierte Flughafengesell-
schaft, deren Aktien allerdings mehrheitlich in öffentlicher Hand lagen, ein generelles Verbot von Demonstrationen und Ver-
sammlungen auf dem Flughafengelände ausgesprochen. Das Bundesverfassungsgericht sah dieses – nach Zivilrecht grundsätz-
lich zulässige Verbot – als nicht zulässig an, weil hier der staatliche Eigentümer der AG das Grundrecht der Versammlungsfreiheit 
berücksichtigen muss.
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Beispiel
Kauft eine Behörde neue Computer bei einem Elektroniksupermarkt und bezahlt diese nicht, muss der Elektronik­
supermarkt Klage beim Zivilgericht (z. B. Amts- oder Landgericht) erheben und die Behörde auf Zahlung verklagen. 
Eine angestellte Behördenmitarbeiterin, die eine verhaltensbedingte Kündigung bekommt, muss vor einem Arbeits­
gericht Kündigungsschutzklage einreichen.

1.1.3  Natürliche und juristische Personen

Inhaber von Rechten und Pflichten sind Rechtssubjekte. Die Rechtsordnung unterscheidet 
dabei zwischen
	y natürlichen Personen und
	y juristischen Personen.

Natürliche Personen sind alle Menschen unabhängig von Alter, Geschlecht oder Geschäfts-
fähigkeit. Juristische Personen sind Zusammenschlüsse von natürlichen Personen und/oder 
Sachmitteln, die Träger von Rechten und Pflichten sind. Juristische Personen können als 
eigene Rechtssubjekte am Rechtsverkehr teilnehmen. Sie sind rechtsfähig und auch partei-
fähig. Juristische Personen gibt es im Privatrecht und im öffentlichen Recht. Juristische 
Personen des Privatrechts sind z. B. der eingetragene Verein (e. V.), die Kapitalgesellschaften 
(Gesellschaft mit beschränkter Haftung – GmbH, Aktiengesellschaft – AG) oder privatrecht-
lich organisierte Stiftungen (z. B. die VW-Stiftung oder die Robert-Bosch-Stiftung oder Stif-
tungen einzelner Parteien, z. B. die Heinrich-Böll-Stiftung). Juristische Personen des Privat-
rechts erlangen ihre Rechtsfähigkeit aufgrund gesetzlicher Vorschriften und i. d. R. durch 
Eintragung in ein Register.

Darüber hinaus gibt es im Privatrecht noch sog. teilrechtsfähige Vereinigungen. Dazu gehö-
ren nicht rechtsfähige Vereine (z. B. Parteien oder Gewerkschaften), Gesellschaften bürger-
lichen Rechts (sog. BGB-Gesellschaft oder GbR, z. B. Anwaltssozietät, Praxisgemeinschaft) 
oder Handelsgesellschaften (OHG oder KG). Zu den juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts s. u. Kapitel 3.1.1.

1.1.4  Grundlagen der Rechtsanwendung

Bei der Rechtsanwendung geht es darum, Einzelfälle und die damit verbundenen rechtlichen 
Konflikte zu entscheiden oder im Vorfeld gutachterlich zu beurteilen. Sie ist v. a. dadurch 
gekennzeichnet, dass ein bestimmter Lebenssachverhalt einer bestimmten Norm zugeord-
net bzw. ihr untergeordnet wird. Aufgrund der oft schwer verständlichen juristischen Fach-
sprache liegt hierin eine besondere Herausforderung für soziale Professionen. Grundlegende 
Voraussetzungen sind:
	y Das Erkennen der Struktur von Rechtsvorschriften,
	y die Klärung der bestehenden Begriffe sowie
	y das Anwenden des Inhalts einer Norm auf den Lebenssachverhalt.

Bei der Lösung eines Falles muss zunächst ermittelt werden, welches Verlangen die Anspruch-
steller:innen haben und gegen wen sich dieser Anspruch richtet. Um dies herauszufinden, 
können die vier W-Fragen gestellt werden:
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WER will 
WAS von 
WEM 
WORAUS?

„Wer“ meint diejenige:denjenigen, die:der etwas verlangt, „Was“ was sie:er haben will, 
„Wem“ wer Anspruchsgegner:in ist und „Woraus“ schließlich, auf welche Anspruchsgrund-
lage das Begehren gestützt wird. 

Werden Träger öffentlicher Verwaltung tätig und will man die Rechtmäßigkeit einer staat-
lichen Maßnahme prüfen, spricht man von einer Rechtsgrundlage. 

1.1.4.1  Struktur der Rechtsnormen

Es gibt verschiedene Rechtsnormen, die unterschiedliche Funktionen haben. In der Rechtsan-
wendung von besonderer Bedeutung sind die sog. vollständigen Rechtsnormen. Sie bestehen 
aus einem Tatbestand und einer Rechtsfolge. Auf der Tatbestandsseite werden die Vorausset-
zungen (Tatbestandsvoraussetzungen oder Tatbestandsmerkmale) genannt, die eine bestimmte 
Rechtsfolge eintreten lassen. Liegen nicht alle Voraussetzungen vor, tritt die Rechtsfolge auch 
nicht ein. 

Die Struktur dieser Normen folgt einem „Wenn-Dann-Verhältnis“. Bei einer Anspruchs-
norm, die ein subjektives Recht beinhaltet, entspricht die Rechtsfolge dem gewünschten 
Begehren der Leistungsberechtigten oder Anspruchsinhaber:innen.

Beispiel
Familie B möchte für ihren 3-jährigen Sohn S einen Kindergartenplatz.
Anspruchsnorm oder Anspruchsgrundlage ist § 24 Abs. 3 SGB VIII: „Ein Kind, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, 
hat bis zum Schuleintritt Anspruch auf Förderung in einer Tageseinrichtung.“
Tatbestandsvoraussetzungen:
1.	 Kind
2.	 Vollendung des dritten Lebensjahres
3.	 noch nicht in der Schule
Rechtsfolge:
Anspruch auf Förderung in einer Tageseinrichtung (= Kindergartenplatz)
Wenn-Dann-Struktur: Wenn ein Kind drei Jahre alt ist und noch nicht in der Schule, dann hat es Anspruch auf För­
derung in einer Kita.
In vielen Fällen ist die Wenn-Dann-Struktur der Norm nicht eindeutig erkennbar, lässt sich aber in eine solche um­
formulieren.

Beispiel
§ 19 Abs. 1 S. 1 SGB II: Erwerbsfähige Leistungsberechtigte erhalten Arbeitslosengeld II. 
Wenn-Dann-Struktur: Wenn jemand erwerbsfähige:r Leistungsberechtigte:r ist, dann erhält sie:er Arbeitslosen­
geld II.

Es gibt Normen, die für den Eintritt einer Rechtsfolge nur eine Tatbestandsvoraussetzung 
haben, andere haben mehrere, die erfüllt sein müssen, um die Rechtsfolge eintreten zu lassen.
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Beispiele
1.	 Für nur eine Tatbestandsvoraussetzung: § 19 Abs. 1 S. 1 SGB II: „erwerbsfähiger Leistungsberechtigter“.
2.	 Für mehrere Tatbestandsvoraussetzungen: § 33 Abs. 1 S. 1 SGB V: „Versicherte haben Anspruch auf Versorgung 

mit Hörhilfen, Körperersatzstücken, orthopädischen und anderen Hilfsmitteln, die im Einzelfall erforderlich sind, 
um den Erfolg der Krankenbehandlung zu sichern, einer drohenden Behinderung vorzubeugen oder eine Behin­
derung auszugleichen, soweit die Hilfsmittel nicht als allgemeine Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens 
anzusehen oder nach § 34 Abs. 4 ausgeschlossen sind.“

Tatbestandsvoraussetzungen (aus § 33 Abs. 1 SGB V):
	y Versicherung der:des Leistungsberechtigten („Versicherte“),
	y im Einzelfall erforderlich,
	y um Erfolg einer Krankenbehandlung zu sichern oder einer drohenden Behinderung vorzubeugen oder eine Be­

hinderung auszugleichen,
	y kein allgemeiner Gebrauchsgegenstand des täglichen Lebens und
	y kein Ausschluss nach § 34 Abs. 4 SGB V.

Rechtsfolge:	  
Anspruch auf Hilfsmittel

Manche Vorschriften kennen sog. ungeschriebene Tatbestandsmerkmale, die entweder aus 
rechtssystematischen Gründen mitgedacht werden müssen oder die durch die Rechtspre-
chung entwickelt wurden.

Beispiele
1.	 Bei einer Schadensersatzpflicht nach § 823 BGB muss neben der Verletzungshandlung und dem Schaden ein Zu­

sammenhang zwischen der Handlung der:des Schädiger:in und dem Schaden der:des Geschädigten bestehen. 
Dieser Ursachenzusammenhang wird im Gesetz nicht ausdrücklich erwähnt.

2.	 Bei einem Anspruch auf ein Hilfsmittel gegen die gesetzliche Krankenversicherung wird immer geprüft, ob die­
ses Hilfsmittel auch ein Grundbedürfnis des täglichen Lebens erfüllt. Geht das Hilfsmittel über ein Grundbedürf­
nis hinaus, ist die Krankenversicherung nicht leistungspflichtig. Ein Grundbedürfnis des täglichen Lebens ist z. B. 
das Gehen. Benötigt ein Mensch, dem nach einem Unfall beide Beine amputiert wurden, Prothesen, stehen ihm 
diese zu, weil er damit eine Behinderung ausgleichen kann und gleichzeitig sein Grundbedürfnis zu gehen er­
füllt. Will er jedoch spezielle Sportprothesen, die ihm ermöglichen, weiterhin Hochleistungssport zu betreiben, 
geht dies über das Grundbedürfnis hinaus. Die Krankenversicherung wäre hier nicht leistungspflichtig.

In den Gesetzen finden sich neben den vollständigen (Anspruchs-)Rechtsnormen auch 
andere Normen, die wichtige Tatbestandselemente definieren oder Rechtsnormen ergänzen 
bzw. ihre Geltung einschränken. Man nennt diese „unvollständigen“ Rechtsnormen Defini-
tionsnormen oder Ergänzungsnormen:

1. Definitionsnormen
Sie definieren bestimmte Tatbestandsmerkmale oder Rechtsfolgen.

Beispiele
1.	 § 7 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII: Jugendlicher (ist), wer 14, aber noch nicht 18 Jahre alt ist. – Definition von „Jugend­

licher“ i. S. d. SGB VIII
2.	 § 1591 BGB: Mutter eines Kindes ist die Frau, die es geboren hat – Definition von Mutter



21

1.1  Grundlagen des Rechtssystems

3.	 19 Abs. 1 S. 3 SGB II: Die Leistungen umfassen den Regelbedarf, Mehrbedarfe und den Bedarf für Unterkunft und 
Heizung. – hier wird die Rechtsfolge aus § 19 Abs. 1 S. 1 SGB II – Alg II – inhaltlich definiert

2. Ergänzungsnormen
Ergänzungsnormen können in einer Vorschrift als Verweisungsnormen vorkommen. In diesen 
Vorschriften wird auf andere Gesetze oder Normen verwiesen und damit die „Ursprungsnorm“ 
ergänzt. Verweisungsnormen können entweder nur auf die Rechtsfolgen verweisen (dann 
muss der Tatbestand der anderen Norm nicht erfüllt sein, sog. Rechtsfolgenverweisung) oder 
auch auf den Tatbestand der anderen Norm Bezug nehmen (dann muss dieser auch erfüllt 
sein, sog. Rechtsgrundverweisung).

Beispiele
1.	 § 16 SGB VI: „Die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung erbringen die Leistungen zur Teilhabe am Arbeits­

leben nach den §§ 49 bis 54 des Neunten Buches [...]“ ⇒ Rechtsfolgenverweisung auf den Leistungsumfang, 
der sich aus dem SGB IX ergibt. Die (Tatbestands- oder Leistungs-)Voraussetzungen für die Leistungen ergeben 
sich aus den SGB VI-Vorschriften.

2.	 § 26 Abs. 1 SGB X: „Für die Berechnung von Fristen und für die Bestimmung von Terminen gelten die §§ 187 bis 
193 des Bürgerlichen Gesetzbuches entsprechend [...]“ ⇒ Rechtsgrundverweisung, hinsichtlich der Bestimmung 
von Fristen müssen die Voraussetzungen des BGB erfüllt sein.

Bestimmte Normen müssen zur Auslegung des Tatbestandes herangezogen werden. Sie 
ergänzen bestimmte Tatbestandsmerkmale. Will man z. B. prüfen, ob jemand krankenversi-
chert ist, damit sie:er Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung in Anspruch nehmen 
kann, kann über § 5 SGB V die Versicherungspflichtigkeit festgestellt werden. Prüft man den 
Unterhaltsanspruch eines minderjährigen Kindes gegen einen unterhaltspflichtigen Eltern-
teil, ist das in § 1601 BGB geregelt („Verwandte in gerader Linie sind verpflichtet, einander 
Unterhalt zu gewähren“). Diese Norm muss ergänzt werden durch z. B. § 1602 BGB – Bedürf-
tigkeit –, denn der Unterhaltsanspruch besteht nur dann, wenn die:der Unterhaltsberechtigte 
nicht in der Lage ist, sich selbst zu unterhalten und durch § 1603 BGB – Leistungsfähigkeit –,  
denn es ist nur die Person unterhaltspflichtig, die auch so viel Einkommen hat, dass sie 
Unterhalt leisten kann. Andere Ergänzungsnormen schränken die Tatbestandsvoraussetzun-
gen oder die Geltung einer Norm ein. Hierbei handelt es sich um Gegennormen.

Beispiel
§ 100 Abs. 2 SGB IX: „Leistungsberechtigte nach § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes erhalten keine Leistungen 
der Eingliederungshilfe“ ⇒ aus dieser Norm folgt, dass, selbst wenn ein Mensch eine wesentliche Behinderung hat 
und eigentlich nach § 99 SGB IX die Voraussetzungen für eine Leistung der Eingliederungshilfe vorliegen, dieser 
Mensch dann keine Leistung erhält, wenn er unter das Asylbewerberleistungsgesetz fällt (z. B. Ausländer:innen im 
Asylverfahren oder mit aufenthaltsrechtlicher Duldung).

1.1.4.2  Auflösung der bestehenden Begrifflichkeiten

Rechtsnormen enthalten abstrakt-generelle Regelungen und regeln nicht einen konkre-
ten Einzelfall. Die Begriffe in diesen Normen sind daher teilweise wenig bestimmt. Klare 
und eindeutige oder definierte Begriffe nennt man „bestimmte Rechtsbegriffe“. Sie finden 
v. a. bei Orts-, Zahlen- und Zeitangaben (z. B. Lebensalter) oder bei technischen Angaben 
Anwendung, können aber auch durch die Norm selbst definiert sein.
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Beispiele
1.	 § 35 SGB VI: Versicherte haben Anspruch auf Regelaltersrente, wenn sie

	y die Regelaltersgrenze erreicht und 
	y die allgemeine Wartezeit erfüllt haben. 
	y 	Die Regelaltersgrenze wird mit Vollendung des 67. Lebensjahres erreicht. ⇒ Definition des Begriffs „Re­

gelaltersgrenze“
2.	 § 1 BGB: Die Rechtsfähigkeit des Menschen beginnt mit der Vollendung der Geburt. ⇒ Definition des Beginns 

der Rechtsfähigkeit
3.	 § 2 BGB: Die Volljährigkeit tritt mit der Vollendung des 18. Lebensjahres ein. ⇒ Definition Volljährigkeit

Der Vielzahl und Unterschiedlichkeit möglicher Lebenssituationen können jedoch genaue 
Definitionen nicht immer gerecht werden. Aus diesen Gründen enthalten Tatbestände, 
manchmal auch die Rechtsfolgenseite von Rechtsnormen, häufig sog. unbestimmte Rechts-
begriffe. Es handelt sich hierbei um rechtliche Fachbegriffe, die einer Interpretation zugäng-
lich sind bzw. ausgelegt werden müssen. Bei einer Auslegung wird der relevante Inhalt eines 
Rechtsbegriffs fachlich gedeutet. Als Auslegungsmethoden kennt das Rechtssystem:
	y Die wörtliche Auslegung (Orientierung am natürlichen Sprachsinn),
	y die systematische Auslegung (Orientierung am Zusammenhang der anderen, die 

Vorschrift umgebenden Normen),
	y die historische Auslegung (Orientierung an der rechtsgeschichtlichen Entwicklung einer 

Norm, einschließlich der Begründung zu den Gesetzentwürfen) und
	y die teleologische Auslegung (Orientierung am Sinn und Zweck der Norm).

Unbestimmte Rechtsbegriffe können beschreibend oder wertausfüllend sein. Sie sind i. d. R. 
gerichtlich voll überprüfbar.

Beispiele für unbestimmte Rechtsbegriffe: „Wohl des Kindes“, „angemessen“, „erforderlich“, 
„geeignete und notwendige Hilfe“ „wichtiger Grund“.

Einschränkungen für die gerichtliche Überprüfung der Auslegung unbestimmter Rechtsbe-
griffe in öffentlich-rechtlichen Normen durch die Verwaltung gibt es nur dort, wo diese einen 
Beurteilungsspielraum hat.

Beispiele
1.	 Prüfungsentscheidungen im Schul- und Hochschulbereich, die auf Einmaligkeit einer bestimmten Prüfungssitua­

tion beruhen, die nicht nachgeholt werden kann.
2.	 Entscheidungen, die durch weisungsfreie, mit Sachverständigen oder Interessenvertreter:innen besetzte Aus­

schüsse getroffen werden (z. B. Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften, die ein bestimmtes Buch als 
jugendgefährdend indiziert).

In diesen Fällen beschränkt sich die gerichtliche Überprüfbarkeit darauf, festzustellen, ob
	y die richtigen Tatsachen und ein vollständiger Sachverhalt zugrunde gelegt wurden,
	y die Verfahrensvorschriften eingehalten wurden,
	y keine sachfremden Erwägungen maßgebend waren und der Gleichheitsgrundsatz einge-

halten wurde und
	y allgemeingültige Bewertungsmaßstäbe berücksichtigt wurden.
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Ist eine Rechtsnorm dem öffentlichen Recht zuzuordnen und berechtigt oder verpflichtet sie 
eine Behörde, lässt sich auf der Rechtsfolgenseite einer Rechtsnorm zwischen
1.	 Leistungen, auf die ein konkreter Anspruch besteht (gebundene Verwaltung) und
2.	 Leistungen, die nach pflichtgemäßem Ermessen der Verwaltung gewährt werden (Ermes-

senverwaltung),
unterscheiden.

Bei der gebundenen Verwaltung haben Leistungsberechtigte einen Anspruch auf die Leis-
tung, die die Norm vorsieht, sofern alle Tatbestandsvoraussetzungen erfüllt sind.

Beispiele
1.	 § 27 Abs. 1 S. 1 SGB VIII: Ein:e Personensorgeberechtigte:r hat bei der Erziehung eines Kindes oder eines Jugend­

lichen Anspruch auf Hilfe (Hilfe zur Erziehung), wenn eine dem Wohl des Kindes oder der:desJugendlichen ent­
sprechende Erziehung nicht gewährleistet ist und die Hilfe für ihre:seine Entwicklung geeignet und notwendig 
ist.

2.	 § 19 Abs. 1 S. 1 SGB II: Erwerbsfähige Leistungsberechtigte erhalten Arbeitslosengeld II.

Eine gebundene Entscheidung kann allerdings auch vorliegen, wenn eine Maßnahme zulas-
ten einer Person durchgeführt werden muss.

Beispiele
§ 31a Abs. 1 S. 1 SGB II: „Bei einer Pflichtverletzung nach § 31 mindert sich das Arbeitslosengeld II in einer ersten 
Stufe um 30 % des für die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person nach § 20 maßgebenden Regelbedarfs.“

Es handelt sich um sog. Muss-Vorschriften, die Behörde hat in diesen Fällen keinen Hand-
lungsspielraum, die Rechtsfolge ist zwingend. Diese Vorschriften erkennt man häufig bereits 
am Wortlaut. Sie verwenden den Indikativ („ist verpflichtet“, „erhalten“, „mindert“, „hat 
Anspruch auf“).

Weniger bindend in ihrer Rechtsfolge sind sog. Soll-Vorschriften. Hier ist die Behörde in der 
Regel an die vorgesehene Rechtsfolge gebunden, kann aber im Ausnahmefall bei atypischen 
Umständen anders entscheiden. Allerdings dürfen sich diese Umstände nicht auf verwal-
tungsinterne Gründe beziehen (z. B. Finanzknappheit).

Beispiel
§ 16 Abs. 3 SGB VIII: Müttern und Vätern sowie schwangeren Frauen und werdenden Vätern sollen Beratung und 
Hilfe in Fragen der Partnerschaft und des Aufbaus elterlicher Erziehungs- und Beziehungskompetenzen angeboten 
werden.

Manche Normen lassen der Verwaltung einen relativ großen Handlungsspielraum, damit diese 
die zweckmäßigste Entscheidung treffen kann. Bei diesen Rechtsnormen tritt die vorgese-
hene Rechtsfolge nicht zwingend bei Erfüllung der Tatbestandsvoraussetzungen ein, sondern 
erst nach Ermessensüberlegungen der Behörde. Diese Kann-Bestimmungen räumen der 
Behörde ein Ermessen darüber ein, ob sie tätig werden soll (sog. Entschließungsermessen). 
Ist eine Entscheidung über das Wie der Leistung zu treffen, besteht Auswahlermessen. Bei der 
Ausübung des Ermessens sind fachliche Standards ebenso zu berücksichtigen wie allgemeine 
Rechtsgrundsätze und verfassungsrechtliche Wertentscheidungen. Im Sozialrecht gibt es auf 
eine pflichtgemäße Ermessensausübung einen Rechtsanspruch (vgl. § 39 Abs. 1 S. 2 SGB I).
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Beispiele
1.	 § 27 Abs. 3 S. 1 SGB II: Leistungen können für Regelbedarfe, den Mehrbedarf nach § 21 Absatz 7, Bedarfe für 

Unterkunft und Heizung, Bedarfe für Bildung und Teilhabe und notwendige Beiträge zur Kranken- und Pflege­
versicherung erbracht werden, sofern der Leistungsausschluss nach § 7 Absatz 5 eine besondere Härte bedeutet.

2.	  §13 Abs. 1 S. 1 SGB VI: „Der Träger der Rentenversicherung bestimmt im Einzelfall unter Beachtung des Wunsch- 
und Wahlrechts des Versicherten im Sinne des § 8 des Neunten Buches und der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit Art, Dauer, Umfang, Beginn und Durchführung dieser Leistungen sowie die Rehabilitationsein­
richtung nach pflichtgemäßem Ermessen.“

Ermessensnormen sind an den Formulierungen „kann“, „ist befugt“, „darf“, „nach pflichtge-
mäßem Ermessen“ u. Ä. erkennbar. 

Ermessensentscheidungen können von den Gerichten nur eingeschränkt überprüft werden, 
da diese aus Gründen der Gewaltenteilung nicht ihr Ermessen an die Stelle des Ermessens der 
Behörde setzen können. Das Gericht kann lediglich überprüfen, ob die Behörde ihr Ermes-
sen fehlerhaft ausgeübt hat. Folgende Fehler führen zur Rechtswidrigkeit einer Ermessens
entscheidung:
1.	 Ermessensüberschreitung, d. h. die Behörde hat nicht innerhalb des gesetzlich eingeräum-

ten Rahmens entschieden; die Grenzen sind überschritten.

Beispiel 1
Nach § 16b Abs. 2 S. 1 SGB II wird das Einstiegsgeld als Eingliederungsmaßnahme für erwerbsfähige Leistungsbe­
rechtigte, die eine sozialversicherungspflichtige oder selbstständige Tätigkeit aufnehmen wollen, für höchstens 
24 Monate erbracht. Würde das Jobcenter das Einstiegsgeld für 36 Monate gewähren, würde es den gesetzlich vor­
gegebenen Ermessensspielraum überschreiten.

2.	 Ermessensnichtgebrauch oder -ausfall, d. h. die Behörde hat überhaupt kein Ermessen 
ausgeübt oder dies zu eng eingeschätzt.

Beispiel 2
Wie Beispiel 1: Das Jobcenter gewährt in jedem Fall das Einstiegsgeld für 24 Monate, obwohl der Gesetzgeber mit 
dem Begriff „höchstens“ 24 Monate auch einen Spielraum für eine zeitlich geringere Förderung ermöglicht. Hier hät­
te die Behörde ihr Ermessen gar nicht ausgeübt.

3.	 Ermessensfehlgebrauch oder -missbrauch, d. h. die Behörde hat von ihrem Ermessen in 
einer Weise Gebrauch gemacht, die mit dem Zweck der Ermessensermächtigung nicht in 
Einklang steht oder die gegen sonstige rechtsstaatliche Grundsätze verstößt.

Beispiel 3
Wie Beispiel 1: Der Sachbearbeiter, der über die Bewilligung des Einstiegsgeldes zu entscheiden hat, gewährt die 
Leistung nicht, weil der Antragsteller der neue Ehemann seiner von ihm geschiedenen Frau ist.

Bei Ermessensentscheidungen muss die Behörde die Entscheidung besonders begründen, 
damit die Antragsteller:innen überprüfen können, ob und wie das Ermessen ausgeübt wurde 
(vgl. § 35 Abs. 1 S. 3 SGB X).

Vom Grundsatz einer freien Ermessensausübung und der Möglichkeit, aus mehreren Varian-
ten die zweckmäßigste im Einzelfall auszuwählen, gibt es eine Ausnahme. Hierbei ist der 
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Ermessensspielraum der Behörde so eingeschränkt, dass es nur eine rechtmäßige Entschei-
dung gibt und alle anderen Entscheidungen rechtsfehlerhaft wären. In diesen Fällen ist das 
Ermessen „auf Null reduziert“. Es ist dann anzunehmen, wenn wichtige Rechtsgüter – v. a. 
Leben oder Gesundheit – erheblich gefährdet sind.

Beispiel
Ein kranker Mensch benötigt dringend medizinische Behandlung, die kurzfristig nur in einem Spezialkrankenhaus in 
Österreich erbracht werden kann. Die Krankenkasse verweist auf eigene Einrichtungen, die zwar eine Wartezeit von 
drei Monaten haben, mit denen sie allerdings Versorgungsverträge geschlossen hat. Hier ist die Gesundheit der be­
troffenen Person erheblich gefährdet, eine andere Entscheidung als die Bewilligung der Behandlung in Österreich 
ist nicht möglich.

Unbestimmte Rechtsbegriffe und Ermessen dürfen nicht miteinander verwechselt werden. 
Während unbestimmte Rechtsbegriffe v. a. auf der Tatbestandsebene vorkommen, selten 
auf der Rechtsfolgenseite, gibt es Ermessen nur auf der Rechtsfolgenseite. Wird ein unbe-
stimmter Rechtsbegriff ausgelegt, ist diese Auslegung kein „Ermessen“ im rechtstechnischen 
Sinn, denn es gibt nur eine rechtmäßige Auslegung, die gerichtlich voll überprüfbar ist. 
Das Ermessen dagegen eröffnet mehrere Handlungsoptionen, von denen die Verwaltung 
die zweckmäßigste und die für den Einzelfall geeignetste Möglichkeit auswählen kann.

1.1.4.3  Anwendung der Norm auf den Lebensalltag – Subsumtion

Die wichtigste Transferleistung bei der Begutachtung von Fällen liegt nach dem Finden der 
richtigen Anspruchsgrundlage bzw. der für das behördliche Handeln richtigen Rechtsgrund-
lage und dem Auslegen der jeweiligen Tatbestandsvoraussetzungen darin, den Lebenssach-
verhalt unter die Norm zu fassen und damit die Fallfrage zu lösen. Die konkrete Anwendung 
des jeweiligen Gesetzes auf einen Einzelfall heißt Subsumtion. Die Subsumtion ist durch 
folgende Schritte gekennzeichnet:
1.	 Obersatz bilden: Der Obersatz wird in Form einer Hypothese gebildet, nachdem man die 

richtige Anspruchs- bzw. Rechtsgrundlage gefunden hat. Er nimmt Bezug auf die Fallfrage 
und bildet im Grundsatz die 4-W-Frage ab. 

2.	 Herausarbeiten der Voraussetzungen der im Obersatz genannten Norm und ggf. Defini-
tion der einzelnen Tatbestandsvoraussetzungen, einschließlich der Auslegung von unbe-
stimmten Rechtsbegriffen. 

3.	 Überprüfen, ob nach dem Sachverhalt/dem vorgegebenen Fall die Voraussetzungen der 
Norm erfüllt sind (Subsumtion). Hier kommt es darauf an, die abstrakt-generelle Geset-
zesnorm auf den konkreten Einzelfall herunterzubrechen. Schritt 2 und 3 können auch 
miteinander verwoben werden, d. h. es besteht die Möglichkeit, eine Tatbestandsvoraus-
setzung zu definieren und dann gleich eine entsprechende Information aus dem Sachver-
halt zu subsumieren.

4.	 Feststellung der Rechtsfolge bzw. des Ergebnisses. Hier wird die im Obersatz aufgestellte 
Hypothese aufgegriffen und beantwortet.

Beispiel
Das Ehepaar M und V hat eine 3 ½-jährige Tochter T. Da beide berufstätig sind, soll T in eine Kindertageseinrichtung 
gehen. Sie stellen einen Antrag beim örtlich zuständigen Jugendamt; dieses teilt ihnen mit, dass es leider keine 
freien Plätze gibt und M und V daher keinen Kita-Platz erhalten können. Hat T einen Anspruch auf einen Platz in 
einer Kindertageseinrichtung?
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Auffinden der Rechtsgrundlage für die Betreuung in einer Kindertageseinrichtung – hier § 24 Abs. 3 SGB VIII (im 
Einzelnen zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen s. Kapitel 4.3.3.5)
1.	 Obersatz (Hypothese): T könnte Anspruch auf Förderung in einer Kindertageseinrichtung nach § 24 SGB VIII 

haben. 
2.	 Herausarbeiten der Voraussetzungen: Voraussetzung für den Anspruch auf die Förderung in einer Kindertages­

einrichtung ist, dass es sich um ein Kind handelt, das das dritte Lebensjahr vollendet hat und das noch nicht in 
der Schule ist.

3.	 Definition der Voraussetzungen und Subsumtion: 
	y Ein Kind ist nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII, wer noch nicht 14 Jahre alt ist. T ist erst dreieinhalb Jahre alt und 

deshalb ein Kind.
	y T muss das dritte Lebensjahr vollendet haben; da sie bereits dreieinhalb ist, ist diese Voraussetzung erfüllt.
	y T darf noch nicht eingeschult sein; das ist sie in ihrem Alter noch nicht.

4.	 Ergebnis: Alle Voraussetzungen des § 24 Abs. 3 SGB VIII liegen vor. T hat Anspruch auf Förderung in einer 
Kindertageseinrichtung.

Übungsaufgaben

1.	 Nennen Sie Funktionen des Rechts!
2.	 In welchem Verhältnis stehen das Europäische Gemeinschaftsrecht, formelle Bundes

gesetze, Rechtsverordnungen und Satzungen zueinander?
3.	 	Welche Unterschiede bestehen zwischen objektivem und subjektivem Recht?
4.	 Die Kommune K beschließt, die örtliche Wasserversorgung in einer GmbH zu organisie-

ren. Sie bleibt alleiniger Gesellschafter der GmbH. Ein anderes Unternehmen ist inner-
halb dieser Kommune nicht tätig. Der Geschäftsführer der GmbH beschließt, einer 
Kneipe, die hauptsächlich von rechtsradikalen Jugendlichen besucht wird, kein Wasser 
mehr zu liefern, um auf diese Weise die Kneipe zum Aufgeben zu zwingen. Ist das zulässig?

5.	 Was sind unbestimmte Rechtsbegriffe und wo finden sich solche? Können solche durch 
die Gerichte überprüft werden?

6.	 Was verstehen Sie unter „gebundener Verwaltung“?
7.	 Die 56-jährige U erhält seit drei Jahren Leistungen nach dem SGB II. Sie hat Miet-

schulden i.H.v. drei Monatsmieten. Ihr droht eine Wohnungskündigung. Nach § 22 
Abs. 8 SGB II können die Jobcenter Schulden übernehmen, wenn dies zur Sicherung der 
Unterkunft gerechtfertigt ist. Ist das zuständige Jobcenter verpflichtet, die Mietschulden 
von U zu übernehmen?

8.	 Welche Ermessensfehler kennen Sie? Erläutern Sie diese kurz!

1.2  Verfassungsrechtliche Grundlagen

Grundlage der deutschen Rechtsordnung ist das Grundgesetz, unsere Verfassung. An 
diesem muss sich das staatliche Handeln ausrichten, unabhängig davon, ob es sich dabei um 
Maßnahmen des Gesetzgebers (Legislative), der Verwaltung (Exekutive) oder der Gerichte 
(Judikative) handelt.
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1.2.1  Aufbau des Grundgesetzes

Das Grundgesetz gliedert sich in verschiedene Abschnitte. Anders als in sonstigen Bundes- 
oder Landesgesetzen (Ausnahme ist das Bayerische Landesrecht) werden die einzelnen 
Normen nicht als Paragrafen, sondern als Artikel bezeichnet.

Im ersten Abschnitt des Grundgesetzes finden sich die Grundrechte (Art. 1–19 GG), die 
Menschen (nicht nur Staatsbürger:innen), die in Deutschland leben, zustehen und von allen 
staatlichen Institutionen und Organen berücksichtigt werden müssen (Art. 1 Abs. 3 GG). Der 
zweite Abschnitt regelt die rechtlichen Grundlagen von Bund und Ländern und ihr Verhält-
nis zueinander (Art. 20–37 GG). Hier sind auch die grundlegenden verfassungsrechtlichen 
Prinzipien des Staates niedergelegt. Die folgenden Abschnitte betreffen die Bundesorgane 
(Art. 38–69 GG: Bundestag, Bundesrat, Bundespräsident und Bundesregierung), die Gesetz-
gebung des Bundes und der Länder, die Ausführung der Bundesgesetze und die Bundes-
verwaltung sowie die zwischen Bund und Ländern bestehenden Gemeinschaftsaufgaben 
(Art. 70–91e GG). Vorschriften über das Bundesverfassungsgericht, die obersten Gerichts-
höfe des Bundes und die Gerichtsorganisation finden sich im Abschnitt IX, ab Art. 92 GG. 
In diesem Abschnitt finden sich auch noch wichtige Justizgrundrechte. 

Art. 79 Abs. 1 GG schreibt vor, dass das Grundgesetz selbst nur durch ein Gesetz geändert 
werden kann, das den Wortlaut des Grundgesetzes ausdrücklich ändert oder ergänzt. Damit 
werden „versteckte“ Grundgesetzänderungen vermieden und transparent gemacht, welcher 
Artikel geändert werden soll. Für eine Grundgesetzänderung muss eine Mehrheit von zwei 
Dritteln jeweils der Mitglieder des Bundestages und der Mitglieder des Bundesrates stimmen; 
so wird sichergestellt, dass eine ausreichend große Anzahl von Vertreter:innen des Parlaments 
zustimmt und auch die Bundesländer im notwendigen Umfang beteiligt werden.

Es gibt grundgesetzliche Bestimmungen, die keinerlei Änderungen zugänglich sind. Diese 
sind in Art. 79 Abs. 3 GG aufgeführt, der sog. Ewigkeitsgarantie. Nicht geändert werden 
dürfen v. a.
	y die in Art. 1 GG niedergelegten Grundsätze: Diese betreffen v. a. die Achtung und den 

Schutz der Menschenwürde durch die staatliche Gewalt sowie die Bindung der staatlichen 
Gewalten an die Grundrechte und

	y die in Art. 20 GG niedergelegten Grundsätze: Diese beziehen sich im Wesentlichen auf 
die in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Rechtsprinzipien sowie die Gewalten-
teilung.

Eine Änderung der durch die Ewigkeitsgarantie geschützten Grundsätze wäre nur durch 
Inkrafttreten einer neuen Verfassung möglich (Art. 146 GG).

1.2.2  Verfassungsprinzipien

Aus dem Grundgesetz ergeben sich bestimmte Verfassungsprinzipien, die für die deutsche 
Staatsorganisation und Rechtsordnung fundamental sind. Sie bilden den Hintergrund der 
Auslegung und der Anwendung der Normen. Die Verfassungsprinzipien sind im Wesentli-
chen in Art. 20 und 28 GG festgelegt. Es handelt sich hierbei um:
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1.	 Das Demokratieprinzip,
2.	 das Rechtsstaatsprinzip,
3.	 das Bundesstaatsprinzip,
4.	 das Sozialstaatsprinzip sowie
5.	 das Republikprinzip.

Für das Recht in der Heilpädagogik und Heilerziehungspflege sind zwei Verfassungsprin-
zipien von herausragender Bedeutung: das Rechtsstaatsprinzip und das Sozialstaatsprinzip.

1.2.2.1  Das Rechtsstaatsprinzip

Das Rechtsstaatsprinzip garantiert zunächst eine Bindung aller staatlichen Gewalt an die 
Verfassung und an Recht und Gesetz. Staatliche Organe dürfen nicht willkürlich handeln, 
sondern sind an die Rechtsordnung, so wie sie vom Grundgesetz bestimmt ist, gebunden. 
Die Verbindlichkeit der Rechtsnormen führt einerseits zu einem Vorrang des Gesetzes und 
legt andererseits einen Vorbehalt des Gesetzes fest.

Vorrang des Gesetzes bedeutet, dass staatliche Organe eine Entscheidung nicht gegen ein 
Gesetz treffen können und die durch den Gesetzgeber erlassenen Normen berücksichti-
gen müssen. Dabei gilt die Hierarchie der Rechtsnormen: Verfassung und formell erlassene 
Bundesgesetze gehen allen anderen Normen vor.

Beispiel
Der Sachbearbeiter im Jobcenter bewilligt einer alleinerziehenden Mutter mit vier Kindern einen finanziellen 
Zuschuss für eine Waschmaschine, den diese nicht zurückzahlen muss. Das Gesetz sieht allerdings vor (§ 24 Abs. 1 
SGB II), dass eine solche Leistung nur als Darlehen vergeben werden darf. Er handelt hier gegen den eindeutigen 
Gesetzeswortlaut und berücksichtigt den Vorrang des Gesetzes nicht.

Vorbehalt des Gesetzes heißt, dass staatliche Eingriffe in die Rechte von Bürger:innen nicht 
ohne gesetzliche Ermächtigung erfolgen dürfen. Dieser Vorbehalt ist für Rechte und Pflich-
ten im Sozialleistungsrecht in § 31 SGB I ausdrücklich vorgesehen.

Beispiel
Das Jobcenter fordert eine alleinerziehende Mutter eines Kindes auf, den Namen des Vaters zu nennen, um gegen 
diesen ggf. Unterhaltsansprüche geltend machen zu können. Die Mutter weigert sich. Das Jobcenter kürzt daraufhin 
ihr Alg II um 30 %. Hier verstößt das Jobcenter gegen § 31 SGB II, der abschließend die Tatbestände aufzählt, wegen 
derer eine Kürzung von Alg II möglich ist. Es handelt damit gegen den Vorbehalt des Gesetzes.

Aus dem Rechtsstaatsprinzip folgen zudem
	y der Gleichbehandlungsgrundsatz sowie
	y der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit.

Der Gleichbehandlungsgrundsatz garantiert, dass öffentliche Einrichtungen und staatli-
che Organe alle Bürger:innen gleichbehandeln (vgl. auch Art. 3 Abs. 1 GG). Es darf nicht 
dazu kommen, dass einzelne Menschen bevorzugt oder benachteiligt werden. Der Staat kann 
allerdings keine absolute Gleichheit aller Menschen gewährleisten, in dem er z. B. jedem 
Menschen alle Sozialleistungen zukommen lässt. Das Bundesverfassungsgericht hat deshalb 
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den Gleichheitssatz so formuliert, dass der Staat eine Gruppe von Menschen nicht ungleich 
im Vergleich zu einer anderen Gruppe von Menschen behandeln darf, obwohl zwischen 
beiden Gruppen keine wesentlichen Unterschiede bestehen, die eine Ungleichbehand-
lung rechtfertigen könnten. Ebenso wenig ist es möglich, zwei Gruppen gleich zu behan-
deln, zwischen denen wesentliche Unterschiede bestehen, die eine solche Gleichbehandlung 
ausschließen. Die Berücksichtigung des Gleichbehandlungsgrundsatzes bedeutet also v. a. ein 
Verbot von Willkür.

Der Gleichheitsartikel des Grundgesetzes – Art. 3 GG – enthält allerdings auch Regelun-
gen, die ausdrücklich eine Bevorzugung bestimmter Personengruppen erlauben, ohne dass 
dies gegen das Benachteiligungsverbot verstößt. Dazu gehört die Förderung von Frauen 
und Menschen mit Behinderungen, um bei diesen Personengruppen Gleichberechtigung 
und Chancengleichheit erst einmal durchzusetzen (Art. 3 Abs. 2 S. 2 und Abs. 3 S. 2 GG).

Staatliches Handeln muss darüber hinaus verhältnismäßig sein. Verhältnismäßigkeit bedeu-
tet, dass Bürger:innen durch eine staatliche Maßnahme nicht übermäßig belastet werden 
dürfen. Das Verhältnismäßigkeitsprinzip ist gekennzeichnet durch
1.	 die Feststellung eines im Gesetz angestrebten legitimen Ziels,
2.	 die Feststellung, ob die entsprechende Maßnahme geeignet ist, dieses Ziel zu erreichen,
3.	 die Feststellung, ob die entsprechende Maßnahme erforderlich ist, um dieses Ziel zu errei-

chen oder ob es auch Maßnahmen gibt, die nicht so stark in die Rechte der Betroffenen 
eingreifen, und

4.	 die Feststellung, ob die Maßnahme zumutbar oder angemessen ist, d. h. ob die Vorteile, 
die durch die Maßnahme erreicht werden, nicht außer Verhältnis zu der Belastung des 
Betroffenen stehen.

Beispiel
Einem Elternpaar, das sich aus religiösen Gründen weigert, seine Kinder in die Schule zu schicken, darf nicht sofort 
das Sorgerecht für die Kinder entzogen werden, auch wenn damit möglicherweise das Ziel – Schutz vor Gefährdung 
des geistigen Wohls der Kinder – erreicht werden kann. Denn es gibt zunächst Maßnahmen, die weniger in das el­
terliche Erziehungsrecht eingreifen, z. B. die Androhung und Vollstreckung von Bußgeld oder die Durchsetzung der 
Schulpflicht nach teilweisem Sorgerechtsentzug und Bestellung einer:eines Ergänzungspfleger:in.

1.2.2.2  Das Sozialstaatsprinzip

Art. 20 Abs. 1 GG bestimmt, dass die Bundesrepublik Deutschland ein „sozialer Bundes-
staat“ ist; Art. 28 Abs. 1 GG spricht von einem „sozialen Rechtsstaat“. Das Sozialstaatsprin-
zip verpflichtet den Staat, für soziale Gerechtigkeit und soziale Sicherheit zu sorgen, legt aller-
dings nicht fest, wie dies konkret zu erfolgen hat (sog. Staatszielbestimmung).

Die Rechtsprechung leitet aus dem Sozialstaatsprinzip die Verpflichtung auf eine „gerechte 
Sozialordnung“, die „Schaffung von Chancengleichheit für sozial Benachteiligte“ und ein 
„Grundrecht auf Sicherung des notwendigen Existenzminimums“ ab, Letzteres im Zusam-
menhang mit dem Grundsatz der Menschenwürde. Der Gesetzgeber hat jedoch einen erheb-
lichen Gestaltungsspielraum. Er kann in einzelnen Sozialleistungsgesetzen festlegen, welche 
Leistungen er für angemessen hält, um das Sozialstaatsprinzip zu verwirklichen. Gleich-
wohl ist er bei diesen Festlegungen nicht völlig frei. So hat das BVerfG die vom Gesetzgeber 
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vorgesehene Bestimmung des Regelbedarfs im Rahmen des SGB II und XII für verfassungs-
widrig und als Verstoß gegen die Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzmi-
nimums (Art. 1 Abs. 1 i. V. m. Art. 20 Abs. 1 GG) angesehen, weil diese Leistungen nicht 
in einem transparenten und sachgerechten Verfahren realitätsgerecht und nachvollziehbar 
auf der Grundlage verlässlicher Zahlen und schlüssiger Berechnungsverfahren bemessen 
wurden.5 Letztlich ist das Sozialstaatsprinzip gekennzeichnet durch einen:

Übersicht 3 

Außer der Sicherung des Existenzminimums lassen sich keine Rechtsansprüche für die 
Bürger:innen unmittelbar aus dem Sozialstaatsprinzip ableiten.

1.2.3  Die Grundrechte

Das Grundgesetz enthält v. a. in seinem ersten Abschnitt die Grundrechte als Menschen- und 
Bürger:innenrechte. Die Stellung am Anfang des GG weist sie als Maßstab allen staatlichen 
Handelns aus und macht sie für Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung verbind-
lich (Art. 1 Abs. 3 GG). Neben den Grundrechten in Art. 1 bis 19 GG finden sich auch noch 
an anderen Stellen des Grundgesetzes Rechte, die den Grundrechten gleichgestellt sind.6 Zu 
diesen Rechten gehören 
	y die staatsbürgerliche Gleichstellung nach Art. 33 GG,
	y die Wahlgrundsätze nach Art. 38 GG und
	y das Widerstandsrecht nach Art. 20 Abs. 4 GG.

Als sog. Justizgrundrechte gehören darüber hinaus auch
	y das Verbot von Ausnahmegerichten, Art. 101 Abs. 1 S. 1 GG,
	y das Recht auf den gesetzlichen Richter, Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG,
	y das Recht auf rechtliches Gehör, Art. 103 Abs. 1 GG,
	y das Rückwirkungsverbot, Art. 103 Abs. 2 GG,
	y das Verbot der Doppelbestrafung, Art. 103 Abs. 3 GG, sowie
	y die Rechtsgarantien bei Freiheitsentzug, Art. 104 GG 

zu den Grundrechten.

5	 BVerfG, Urteil vom 9.2.2010, 1 BvL 1/09 Rn. 159 ff.
6	 Das kann man daran erkennen, dass sie nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG auch mit einer Verfassungsbeschwerde geltend gemacht 

werden können.
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1.2  Verfassungsrechtliche Grundlagen

Grundrechte haben verschiedene Funktionen, die zunächst durch das Verhältnis der einzelnen 
Bürger:innen zum Staat geprägt sind.

In diesem Sinne sind Grundrechte vor allem Abwehrrechte gegen staatliche Eingriffe. Sie 
schützen bestimmte Freiheiten, Freiheitsrechte oder die freie Verfügung über einzelne Rechts-
güter gegen staatliche Interventionen. Be- oder Einschränkungen sind nur unter bestimmten 
verfassungsrechtlichen Vorgaben zulässig.

Beispiel
Nach Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG ist die Erziehung der Kinder das Recht der Eltern und eine ihnen zuvörderst obliegende 
Pflicht. Der Staat kann in dieses Recht nur eingreifen, wenn das Kindeswohl gefährdet ist (Art. 6 Abs. 2 S. 2 GG).

Darüber hinaus können Grundrechte bestimmte Ansprüche begründen, soweit sie als 
Anspruchs-, Schutz-, Teilhabe-, Leistungs- und Verfahrensrechte ausgestaltet sind. Hierzu 
gehört in besonderer Weise das Recht auf effektiven Rechtsschutz (Art. 19 Abs. 4 GG), das 
das Recht auf ein gerichtliches Verfahren und eine gerichtliche Entscheidung sicherstellt. 
Teilhaberechte werden durch den Gleichheitssatz und den Grundsatz der Nichtdiskriminie-
rung mitbestimmt, z. B. durch die Schaffung gleicher Zugangsmöglichkeiten zu staatlichen 
Einrichtungen wie Hochschulen, Versicherungsträgern usw.

Grundrechte stellen zudem Einrichtungsgarantien dar, indem sie als sog. Institutsgaran-
tien privatrechtliche Rechtsinstitute (z. B. die Ehe oder das Eigentumsrecht) oder öffentlich-
rechtliche Einrichtungen sicherstellen. Aus diesen Einrichtungsgarantien folgt zum einen, 
dass der Staat diese Einrichtungen nicht abschaffen darf, zum anderen leiten sich bestimmte 
Förderpflichten ab. Dabei ist der Sinngehalt der einzelnen Einrichtungsgarantien durchaus 
einem gesellschaftlichen Wandel unterworfen.

Beispiel
Der institutionelle Schutz von Ehe und Familie in Art. 6 Abs. 1 GG rechtfertigt die steuerliche Begünstigung von Ehe­
partner:innen. Das betrifft – anders als zur Entstehung des Grundgesetzes – nicht mehr nur Ehen zwischen Perso­
nen unterschiedlichen Geschlechts, sondern auch Ehen von Personen gleichen Geschlechts bzw. von eingetragenen 
Lebenspartnerschaften.7 Als Familie i.S.d. § 6 Abs. 1 GG werden längst nicht mehr nur Kernfamilien in Form von Mut­
ter-Vater-Kind-Familien erfasst; viele Sozialleistungen stellen auf die (rechtliche oder tatsächliche) Sorge für Kinder 
ab, unabhängig von der Familienform, in der diese Kinder leben.

Grundrechte sind wertentscheidende Grundsatznormen, die nicht nur staatliches Handeln 
beeinflussen, sondern im Sinne einer objektiven Werteordnung zu verstehen sind. Sie gelten 
zwar grundsätzlich nur im Verhältnis Bürger:in/private juristische Personen zum Staat bzw. 
staatlichen Institutionen (Art. 1 Abs. 3 GG); durch ihre Funktion als objektive Werteord
nung bilden sie auch gewissermaßen eine ethische Orientierung in anderen Rechtsberei-
chen, v. a. im Zivilrecht. Unter bestimmten Umständen können deshalb Grundrechte auch 
zwischen Bürger:innen (bzw. privatrechtlichen juristischen Personen) unmittelbare Wirkung 
entfalten (sog. Drittwirkung von Grundrechten). Von Bedeutung sind Grundrechte in erster 

7	 Bis zum Inkrafttreten der „Ehe für alle“ im Jahr 2017 gab es für Personen gleichen Geschlechts das Institut der eingetragenen 
Lebenspartnerschaft nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz. Die Eingehung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft ist seitdem 
nicht mehr möglich, allerdings gibt es noch Lebenspartner:innen, die ihre Lebenspartnerschaft nicht in eine Ehe umwandeln 
wollen.
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Linie bei der Auslegung von Verträgen. Hier können sie über zivilrechtliche Generalklauseln, 
die sich an verschiedenen Stellen des BGB befinden, Einfluss haben.

Beispiele
1.	 Nach § 138 Abs. 1 BGB ist ein Rechtsgeschäft, das gegen die guten Sitten verstößt, sittenwidrig. Nutzt ein:e Ver­

tragspartner:in ihre:seine geistige Überlegenheit oder ihre:seine Macht aus und bestimmt die Vertragskonditio­
nen zulasten der:des anderen Vertragspartner:in mit nicht absehbaren Folgen für diese:n, ist dieser Vertrag unter 
Umständen sittenwidrig und muss nicht erfüllt werden.8

2.	 Weigert sich ein Angestellter eines Pharmaunternehmens aus Gewissensgründen bei der Entwicklung eines 
Medikaments mitzuwirken, das die Kampffähigkeit der Soldat:innen in einem Nuklearkrieg erhöht, muss der 
Arbeitgeber ihn aufgrund von Art. 4 Abs. 1 GG (Glaubens- und Gewissensfreiheit) ggf. anderweitig beschäftigen.9

Für Menschen mit Behinderungen haben verschiedene Grundrechte herausragende Bedeu-
tung. Diese zeigen sich v. a.
	y in der Garantie der Menschenwürde (Art. 1 GG). Sie stellt sicher, dass staatliche Entschei-

dungen den Menschen nicht zum Objekt des Handelns machen und ihm vorschreiben, 
wie und wo er zu leben hat,

	y im Schutz des Selbstbestimmungsrechts und des allgemeinen Persönlichkeitsrechts (Art. 1 
Abs. 1 i. V. m. Art. 2 Abs. 1 GG). Staatliche Leistungen sollen dazu beitragen, Menschen 
mit Behinderungen ein selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen und sie vor Diskriminie-
rungen durch andere Menschen oder Institutionen zu schützen;

	y im Recht auf freie Berufswahl und Berufsausübung, das bei den Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben berücksichtigt werden muss oder

	y im Recht auf Eigentum, das sicherstellt, dass auch Menschen mit Behinderungen Eigen-
tum besitzen und es vererben können.

Von besonderer Bedeutung ist das Grundrecht aus Art. 3 Abs. 3 S. 2 GG. Dieses spezielle 
Benachteiligungsverbot stellt einerseits ein individuelles Abwehrrecht gegen Benachtei-
ligungen dar. Auf diese Weise sind Regelungen oder Maßnahmen, die die Lebenssitua-
tion von Menschen mit Behinderungen im Vergleich zu Menschen ohne Behinderungen 
verschlechtern, verboten. 

Es untersagt sowohl unmittelbare als auch mittelbare Benachteiligungen. Andererseits ist 
dieses Recht die Grundlage dafür, Menschen mit Behinderungen die Teilhabe am Leben 
der Gesellschaft zu ermöglichen und ihnen Chancengleichheit zu gewähren. Es geht hierbei 
u. a. um eine barrierefreie Gestaltung öffentlicher Räume und um einen diskriminierungs-
freien sozialen Umgang innerhalb der Gesellschaft. 

Nach dieser Lesart sind Begünstigungen für Menschen mit Behinderungen, die den 
Ausgleich bestehender Benachteiligungen beabsichtigen, ausdrücklich möglich und sogar 
erwünscht. Das spezielle Benachteiligungsverbot des Art. 3 Abs. 3 S. 2 GG ist auch die 
verfassungsrechtliche Grundlage für Gesetze, die die Nichtdiskriminierung und Selbst-
bestimmung von Menschen mit Behinderungen unterstützen, fördern und sicherstellen 
sollen, wie das SGB IX, das AGG und das BGG.

8	 BVerfG, Urteil vom 19.10.1993, 1 BvR 567/89; 1 BvR 1044/89.
9	 BAG, Urteil vom 24.05.1989, 2 AZR 285/88.
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Übungsaufgaben

1.	 Können Normen des Grundgesetzes geändert werden? 
2.	 Was verstehen Sie unter der Ewigkeitsgarantie?
3.	 Welche Verfassungsprinzipien kennen Sie?
4.	 Eine Sachbearbeiterin im Jobcenter hat dem 23-jährigen Herrn A eine Eingliederungs-

vereinbarung vorgelegt. A weigert sich, diese Eingliederungsvereinbarung zu unterschrei-
ben. Die Sachbearbeiterin kürzt ihm daraufhin sein Alg II, obwohl diese Sanktionsmög-
lichkeit im Gesetz nicht vorgesehen ist. Gegen welches Prinzip verstößt dieses Vorgehen? 
Erläutern Sie kurz, was damit gemeint ist!

5.	 Was verstehen Sie unter dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz?
6.	 Lassen sich aus dem Sozialstaatsprinzip unmittelbare Rechtsansprüche ableiten?
7.	 Wo finden sich im Grundgesetz Grundrechte?
8.	 Welche Funktionen haben Grundrechte?
9.	 Was meint die Aussage, dass Grundrechte eine „objektive Wertordnung“ bilden?
10.	Verstößt die Bevorzugung einer (mit den anderen Bewerber:innen gleich qualifizierten) 

Bewerberin mit Behinderung gegen den Gleichheitsgrundsatz?

1.3  Europarechtliche Grundlagen

Das Zusammenwachsen der Staaten Europas in der Europäischen Union, die gemeinsame 
Arbeits- und Beschäftigungspolitik, die Unionsbürgerschaft, der Einfluss der europäischen 
Gesetzgebung auf die nationale Politik und das nationale Recht für Menschen mit Behinde-
rungen zeigen, dass für die etwa 7,9 Mio. Menschen mit Behinderungen10 in Deutschland 
die Europäische Union (EU) eine hohe praktische Relevanz besitzt. Dabei geht es nicht allein 
um europarechtliche Regelungen, die unmittelbar berücksichtigt oder durch den deutschen 
Gesetzgeber in deutsches Recht umgesetzt werden müssen. Vielmehr haben die europäischen 
Grundfreiheiten (z. B. die Freizügigkeit der Arbeitnehmer:innen oder die Dienstleistungs- 
und Niederlassungsfreiheit) und die europäischen Grundrechte erheblichen Einfluss auf das 
deutsche Sozialleistungssystem.

1.3.1  Die Europäische Union

Der Grundstein für die heutige EU, der nach dem Austritt des Großbritanniens 27 Mitglied-
staaten angehören, wurde bereits 1952 mit der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (EGKS oder Montanunion) gelegt. Dieser Gemeinschaft gehörten sechs Staaten an: 
Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und die Niederlande. Zwar ging 
es hier noch vorrangig darum, wirtschaftliche Interessen, v. a. im Bereich der Stahl- und 
Schwerindustrie, zu bündeln, gleichwohl sollte auch eine handlungsfähige Staatengemein-
schaft geschaffen werden. 

Mit den sog. Römischen Verträgen 1957 wurden die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) und die Europäische Atomgemeinschaft (EAG) in Rom gegründet. Insbesondere 
die Entwicklung der EWG ist gekennzeichnet durch eine wachsende Zusammenarbeit auf 

10	 Damit sind nur schwerbehinderte Menschen erfasst, die einen Ausweis haben.
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zahlreichen Politikfeldern, die weit über den wirtschaftlichen Bereich hinausgehen. Der poli-
tische Einigungsprozess wurde v. a. durch den Vertrag von Maastricht 1992 vorangetrieben, 
der das Ziel einer politischen Union konkret benennt. Mit diesem Vertrag wurden aus der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft deshalb die Europäische Gemeinschaft und ein 
„Dachverband“, die Europäische Union, gegründet. 

Die Verträge von Amsterdam 1997 und von Nizza 2000 haben die politische Union recht-
lich abgesichert; die Europäische Grundrechtscharta, ebenfalls im Jahr 2000 feierlich prokla-
miert, hat deutlich gemacht, dass auch die Frage der Grundrechte im Zusammenhang mit 
der EU nicht ausgeklammert werden darf. Mit Inkrafttreten des Lissabonner Vertrags im 
Jahr 200911 hat die EU ihre gegenwärtige Gestalt gewonnen; die Europäische Union tritt 
insgesamt an die Stelle der Europäischen Gemeinschaft und erhält eine eigene Rechtsper-
sönlichkeit. Das bedeutet, dass die EU z. B. selbst völkerrechtliche Verträge schließen, eigene 
diplomatische Beziehungen zu anderen Staaten begründen oder Mitglied in internationalen 
Organisationen werden kann. Die Grundrechtscharta ist zwar nicht Bestandteil des Lissa-
bonner Vertrages geworden, allerdings ist sie durch die beigefügte Erklärung für alle Staaten 
rechtlich bindend.

Die Organe der EU sind:
	y Das Europäische Parlament, das direkt gewählt wird und mit dem Rat der Europäischen 

Union (= Ministerrat) als Gesetzgeber tätig ist, die politische Kontrolle ausübt und Bera-
tungsfunktionen innehat. Es wählt die:den Präsident:in der Europäischen Kommission 
und besteht derzeit aus 705 Vertretern der Unionsbürger (Art. 14 EUV);

	y der Europäische Rat, der der Union die für ihre Entwicklung erforderlichen Impulse gibt 
und die allgemeinen politischen Zielvorstellungen und Prioritäten festlegt. Er setzt sich 
aus den Staats- und Regierungschefinnen und -chefs der Mitgliedstaaten, der:dem Präsi-
dent:in des Europäischen Rates und der:dem Präsident:in der Kommission zusammen 
(Art. 15 EUV). Er ernennt den Hohen Vertreter oder die Hohe Vertreterin der Union für 
Außen- und Sicherheitspolitik, die:der die gemeinsame Politik in diesen Bereichen leitet 
und sie im Auftrag des Europäischen Rates durchführt (Art. 18 EUV);

	y der (Minister-)Rat der Europäischen Union, der gemeinsam mit dem Europäischen 
Parlament als Gesetzgeber tätig wird und gemeinsam mit diesem die Haushaltsbefug-
nisse ausübt. Er legt die Politik fest und koordiniert diese nach Maßgabe der Verträge. Er 
besteht aus je einer Vertreter:in der Mitgliedstaaten auf Ministerebene (entsprechend den 
jeweiligen Fachministerien; Art. 16 EUV);

	y die Europäische Kommission (oder nur Kommission), die die Interessen der EU fördert 
und geeignete Initiativen dafür ergreift. Sie sorgt für die Anwendung der Verträge und der 
von den Organen erlassenen Maßnahmen und überwacht dieses. Die Kommission ist das 
Verwaltungs- und Exekutivorgan der EU (Art. 17 EUV);

	y der Gerichtshof der Europäischen Union; dieser umfasst den Gerichtshof (EuGH), das 
Gericht Erster Instanz (EuG) und Fachgerichte und sichert die Wahrung des Rechts bei 
der Auslegung und Anwendung der Verträge (Art. 19 EUV). Ihm werden u. a. in einem 
sog. Vorabentscheidungsverfahren (Art. 267 AEUV) durch ein nationales Gericht Streit-
fälle mit Europarechtsbezug vorgelegt, in denen über die Auslegung und Anwendung von 
EU-Vorschriften entschieden werden muss.

11	 Konsolidierte Fassung ABl. C 202 vom 7.6.2016.
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Beispiel
Der EuGH hatte darüber zu entscheiden, ob es gegen europäische Grundfreiheiten verstößt, wenn ein Sozialgesetz­
buch für die Gewährung einer Versicherungsleistung (z. B. Pflegegeld) einen Wohnsitz der:des Leistungsberechtig­
ten im Inland voraussetzt oder ob ein Staat diskriminiert, wenn er bestimmte Leistungen (z. B. Erziehungsgeld) an 
die Aufenthaltserlaubnis einer Unionsbürgerin anbindet. Der EuGH hat die Verweigerung der Leistungen in beiden 
Fällen12 gerügt und festgestellt, dass dies die Freizügigkeit von Arbeitnehmer:innen behindert. Zudem werden durch 
den Leistungsausschluss Unionsbürger:innen diskriminiert. Der deutsche Gesetzgeber war deshalb verpflichtet, die 
Gesetzgebung den europäischen Vorgaben anzupassen.

	y die Europäische Zentralbank, die die Währungspolitik der EU verantwortet (Art. 282 ff. 
AEUV) und

	y der Europäische Rechnungshof, der für die Rechnungsprüfung der EU verantwortlich ist 
(Art. 285 ff. AEUV).

1.3.2  Das Europäische Recht

Der Einfluss des Rechts der EU wird immer dann deutlich, wenn der Bundestag aufgrund 
europarechtlicher Bestimmungen Gesetze verabschieden muss. Zahlreiche Verbraucher-
schutzgesetze (z. B. Haustürwiderrufsgesetz oder Bestimmungen für den Reiseverkehr) 
gehen auf europarechtliche Vorgaben zurück. Auch das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) ist auf vier Antidiskriminierungsrichtlinien der EU zurückzuführen; der Erlass dieses 
Gesetzes wurde sogar durch ein Vertragsverletzungsverfahren (Art. 258 AEUV), welches die 
Kommission gegen Deutschland durchgeführt hat, erzwungen.13 Richtlinien dienen dazu, 
das nationale Recht der einzelnen Mitgliedstaaten in bestimmten Bereichen zu vereinheit
lichen, sodass eine größere Rechtssicherheit für alle Unionsbürger:innen besteht. Sie sind 
allerdings nur eine Form möglicher Rechtsakte, die im Rahmen der EU erlassen werden. 
Insgesamt gibt es drei Wirkungsbereiche europäischen Rechts:

1. Primärrecht
Das Primärrecht meint die Verträge, die die Mitgliedstaaten der EU untereinander einstim-
mig beschlossen haben. Zu den wichtigsten Verträgen, die zum Teil auch direkt in Deutsch-
land wirken, gehören der Vertrag über die Europäische Union (EUV)14 sowie der Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)15.

2. Sekundärrecht
Zum Sekundärrecht gehören die Vorschriften, die auf der Grundlage des Primärrechts erlas-
sen wurden. Nach Art. 288 AEUV gehören zum Sekundärrecht
	y Verordnungen – diese gelten unmittelbar und sind ohne Umsetzung in allen Mitglied-

staaten rechtsverbindlich;
	y Richtlinien – diese sind hinsichtlich ihrer Ziele in allen Mitgliedstaaten verbindlich, über-

lassen es jedoch den innerstaatlichen Stellen, Form und Mittel der Umsetzung zur Errei-
chung dieser Ziele festzulegen;

12	 Pflegegeld – Urteil vom 5.3.1998, Rs. C-160/96 (Molenaar), Slg. 1998, I-843; Erziehungsgeld – Urteil vom 12.5.1998, Rs. 
C-85/96 (Martinez Sala), Slg. 1998, I-2691.

13	 EuGH, Urteil vom 23.2.2006, Rs. C-43/05 (Kommission./.Deutschland).
14	 ABl. 7.6.2016 C 202 S. 13 ff.
15	 ABl. 7.6.2016 C 202 S. 47 ff.
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	y Beschlüsse – diese sind an einen einzelnen Adressaten gerichtet und für diesen in allen 
Teilen verbindlich;

	y Empfehlungen und Stellungnahmen, die nicht verbindlich sind.

3. Sonstige rechtsähnliche Akte
Hierzu gehören Entschließungen, die eher einen „Arbeitsauftrag“ des Europäischen Rates an 
die Kommission darstellen, oder Mitteilungen, die – ähnlich wie Verwaltungsvorschriften – 
bestimmte Rechtsvorschriften konkretisieren.

1.3.3  Europäisches Recht für Menschen mit Behinderungen

Es gibt auf EU-Ebene Vorschriften und Gesetze, die die Gleichbehandlung und Nichtdiskri-
minierung von Menschen mit Behinderungen unterstützen und fördern. So legt bereits die 
Grundsatznorm des Art. 19 AEUV auf primärrechtlicher Ebene fest, dass der Rat im Rahmen 
der durch die Verträge auf die Union übertragenen Zuständigkeiten geeignete Maßnah-
men trifft, um die u. a. auf Behinderungen beruhenden Diskriminierungen zu bekämpfen. 
Die Richtlinie 2000/78/EG16 des Rates vom 27.11.2000 zur Festlegung eines allgemeinen 
Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf, die 
auch das AGG maßgeblich geprägt hat, beruht auf dieser Vorschrift. Das AGG selbst muss 
sich an der Richtlinie messen lassen.

Beispiel
Der EuGH hat bei einer Frage über die Auslegung dieser Richtlinie entschieden, dass auch Arbeitnehmer:innen, die 
selbst keine Behinderung haben, unter bestimmten Umständen unter den Schutz dieser Vorschriften fallen kön­
nen.17 Der Gleichbehandlungsgrundsatz gelte für alle in Art. 1 der Richtlinie genannten Gründe. Ziele und praktische 
Wirksamkeit der Richtlinie seien gefährdet und ihr Schutz, den sie gewährleisten soll, gemindert, wenn eine Arbeit­
nehmerin, die eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund der Behinderung ihres Kindes erfährt, sich nicht auf das 
Diskriminierungsverbot berufen könnte.

Die Verordnung (EG) 1107/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5.7.2006 
über die Rechte von behinderten Flugreisenden und Flugreisenden mit eingeschränkter 
Mobilität18 regelt umfassende Rechte von Menschen mit Behinderungen und Menschen mit 
eingeschränkter Mobilität in Bezug auf Flugreisen innerhalb der EU, einschließlich der Tran-
sitreisen. So darf dieser Personengruppe – außer aus Sicherheitsgründen oder wenn die Größe 
des Flugzeuges nicht ausreicht (in diesen Fällen müssen die Airlines allerdings annehmbare 
Alternativen anbieten) – die Reise mit dem Flugzeug nicht verwehrt werden. Die Fluggesell-
schaften müssen Hilfsservices organisieren, die sich speziell und kostenfrei um Menschen mit 
Beeinträchtigungen kümmern. Zusatzkosten für z. B. den Rollstuhltransport dürfen nicht 
anfallen. Darüber hinaus verleiht z. B. die Verordnung über Rechte und Pflichten der Fahr-
gäste im grenzüberschreitenden Bahnverkehr19 (dort Kapitel V mit Beförderungspflichten, 
Informationsrechten, Zugänglichkeitsverpflichtungen, Hilfeleistungsrechten usw.) Rechte 
für Menschen mit Behinderungen.

16	 ABl. EG L 303, S. 16 f.
17	 EUGH, Urteil vom 7.7.2008, Rs. C-303/06 (Coleman).
18	 ABl. L 204 vom 26.7.2006, S. 1 ff.
19	 Verordnung (EG) 1371/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.10.2007 über die Rechte und Pflichten der 

Fahrgäste im Eisenbahnverkehr, ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 14 ff.


